
• Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 8 

Aktenzeichen: BK8-19/01832-01 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG, § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a und§ 5 ARegV 

wegen 	 Genehmigung des Regulierungskontosaldos 2018 und der Ver­

teilung durch Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der 

Kalenderjahre 2020 bis 2022 

hat die Beschlusskammer 8 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom­

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch den Vorsitzenden Karsten Bourwieg, 


· die Beisitzerin Dr. Ursula Heimann 


und den Beisitzer Stefan Albrecht, 


auf Antrag der TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co. KG, Schwerborner Straße 

30, 99087 Erfurt, gesetzlich vertreten durch die TEN Thüringer Energienetze Ge­

schäftsführungs-GmbH, Schwerborner Straße 30, 99087 Erfurt, vertreten durch die 

Geschäftsführung, 

- Antragstellerin ­
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am 	31.05.2021 beschlossen: 

1. 	 Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin für das Jahr 2018 sowie 

die Verteilung durch Zu- bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen der Kalenderjahre 2020 bis 2022 werden gemäß Anlage 1 

dieses Beschlusses genehmigt. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2. 	 Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 28.06.2019 einen Antrag auf Genehmi­

gung der Zu- bzw. Abschläge aus dem Regulierungskonto des Jahres 2018 gemäß 

§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 ARegV gestellt. 

Am 13.09.2019 hat die Beschlusskammer eine vorläufige Anordnung hinsichtlich 

des Regulierungskontos des Kalenderjahres 2018 sowie der Verteilung durch Zu­

bzw. Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2020 bis 

2022 erlassen. 

Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin gemäß § 67 Abs. 1 EnWG mit Schrei­

ben vom 23.02.2021 Gelegenheit gegeben, sich zu der beabsichtigten Entschei­

dung der Beschlusskammer zu äußern. Die Antragstellerin hat unter anderem mit 

Schreiben vom 22.03.2021 Stellung genommen. 

Die Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen Sitz hat, 

wurde gemäß § 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung des Vertahrens informiert. Das 

Bundeskartellamt und die Landesregulierungsbehörde wurden gemäß § 58 Abs.1 

S. 2 EnWG beteiligt. 

Im Übrigen wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 
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2.1 

II. 


1. 	 Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 und 3 EnWG die zuständige 

Regulierungsbehörde. 

Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus§ 59 Abs. 1 S. 1 EnWG. 

2. 	 Ermittlung der Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen 

der Jahre 2020 bis 2022 nach § 5 Abs. 3 ARegV 

Ermächtigungsgrundlage 

Die Genehmigung der Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Antragstel­

lerin für die Jahre 2020 bis 2022 erfolgt auf Grundlage des§ 29 Abs. 1 EnWG, § 32 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 a, § 5 ARegV. 

Die Regulierungsbehörde genehmigt gemäß § 5 Abs. 3 ARegV Zu- bzw. Abschläge 

auf die Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die Jahre 2020 bis 2022, die sich 

aus dem Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 ergeben. Die ermittelten 

Differenzen nach § 5 Abs. 1 ARegV und die Zu- und Abschläge sind gemäß § 5 

Abs. 2 ARegV zu verzinsen. 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die entsprechenden Erlösobergren­

zen wird zunächst der Saldo zum 31.12.2018 ermittelt. Dieser wird sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen, dass die Auflösung des Regulierungskon­

tosaldos erst im Jahre 2020 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2018 erfolgt in drei gleichmäßi­

gen Raten ab dem Jahr 2020. Zusätzlich erfolgt gemäß § 5 Abs. 3 S. 3 ARegV eine 

Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich gebundenen Saldos 

nach § 5 Abs. 2 ARegV. Der Zinssatz für die Aufzinsung im Jahr 2019 und im ge­

samten Auflösungszeitraum entspricht dem 10-jährigen Durchschnitt der von der 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpapiere inlän­

discher Emittenten" der Kalenderjahre 2009 bis 2018 in Höhe von 1,34 Prozent. 
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2.2 Positionen im Regulierungskonto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus § 5 Abs. 1 

ARegV. Für den Elektrizitätsbereich sind dies im Einzelnen: 

a) die Differenz zwischen den nach§ 4 ARegV zulässigen Erlösen und den von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwick­

lungen erzielbaren Erlösen, 

b) die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der Erlösobergrenze 

diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, 

c) 	 die Differenz zwischen den tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV i.V.m. der Festlegung volatiler Kosten nach § 11 Abs. 5 

ARegV zur Berücksichtigung von Verlustenergiekosten in der zweiten Regu­

lierungsperiode und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen bzw. der entsprechenden freiwilligen Selbstverpflichtung nach § 11 

Abs. 4 S. 2 ARegV sowie 

d) die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungser­

bringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die 

Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der Anschluss­

nutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchge­

führt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Mess­

stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsys­

temen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. In das Regulie­

rungskonto wird auch die Differenz einbezogen, die durch Maßnahmen des 

Netzbetreibers im Zusammenhang mit§ 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 

EnWG in Verbindung mit § 55 Abs. 1 Nr. 4 oder Abs. 2 MsbG verursacht 

wird, soweit der Netzbetreiber für die Durchführung zuständig war. 
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2.3 Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlö­

sen 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der von 

der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung er­

zielbaren Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die angepasste Erlösober­

grenze wird in den Anlagen 3a bis c der von der Antragstellerin angepassten Er­

lösobergrenze gegenübergestellt. 

Die in den Einzelbestandteilen der Erlösobergrenze gegenüber dem Ansatz der An­

tragstellerin ermittelten Differenzen ergeben sich ebenfalls aus den Anlagen 3a 

bis c. 

2.3.1 Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV. Dabei sind die gemäß 

§ 4 Abs. 1 und 2 ARegV bestimmten Erlösobergrenzen nach Maßgabe von § 4 

Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich von der Antragstellerin anzupassen. 

Dies umfasst insbesondere die zulässige Anpassung der jeweiligen kalenderjährli­

chen Ertösobergrenze in Folge von Änderungen des Verbraucherpreisgesamtinde­

xes nach§ 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) sowie Änderungen von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 6a, 8, 8b bis 

11, 12a bis 13 und 17 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 ARegV). 

Kosten oder Erlöse aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter 

Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), der Nachrüstung gemäß der 

Systemstabilitätsverordnung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 ARegV), genehmigten 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV), der 

Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a 

ARegV, aus vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und Baukostenzuschüssen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 13 ARegV) sowie aus Entschädigungen nach§ 15 Abs. 1 EEG, die 

die Voraussetzungen des§ 15 Abs. 2 EEG erfüllen(§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV 
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können auf Basis von Planwerten angepasst werden und fließen im Rahmen eines 

Plan-lst-Abgleichs in das Regulierungskonto ein. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 

Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV in analoger Anwendung erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag der Antragstellerin gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

und 2 ARegV Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen 

Anträgen nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) und einer nicht 

zumutbaren Härte (Härtefall) gewährt werden. Die Anpassung aufgrund eines vor­

herigen Saldos eines Regulierungskontos erfolgt nach§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a, S. 3 

ARegV. 

Eine weitere Anpassung der Erlösobergrenze ist gemäß § 4 Abs. 5 ARegV nach 

Maßgabe des§ 19 ARegV (Qualitätselement) möglich. 

Die Antragstellerin hat unter dem Aktenzeichen BKS-11 /1832-13 und BKS-14/1832­

13 öffentlich-rechtliche Verträge mit der Bundesnetzagentur geschlossen. Durch 

diese Verträge wurden die der jährlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legenden 

Beträge geändert. Diese Beträge sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit den 

erzielbaren Erlösen zu berücksichtigen. Zur Bestimmung der zulässigen Erlöse ist 

somit generell auf die vor Abschluss der öffentlich-rechtlichen Verträge ursprünglich 

festgelegten bzw. nach § 4 Abs. 3 und 4 ARegV angepassten kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen abzustellen. 

In der Anlage 3a erfolgt jedoch unter „Sonstiges" der Ausweis eines Anpassungs­

betrages aus technischen Gründen bei den zulässigen Erlösen und nicht bei den 

erzielbaren Erlösen. 

·.·.·. Aktenzeichef1·.····.··. ·· 

BKB-11/1832-13 

BKB-14/1832-13 

Summe 
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Eine Änderung der Erlösobergrenzen erfolgte bei der Antragstellerin auch aufgrund 

von Teilnetzübergängen nach§ 26 Abs. 2 bis 5 ARegV. Die zu berücksichtigenden 

Teilnetzübergänge sind in Anlage 3c ausgewiesen. 

2.3.1.1 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes 

nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze ist die Änderung des Verbraucher­

preisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist für das Jahr 

2018 gemäß§ 8 S. 2 ARegV der Verbraucherpreisgesamtindex des Jahres 2016 in 

Höhe von 107,40 zu verwenden. 

2.3.1.2 	 Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 7, Sb 

bis 12a und 14 sowie S. 2 und 4 ARegV (§ 4 Abs. 3 

S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV) 

Kosten oder Erlöse aus gesetzlichen Abnahme- und Vergütungspflichten (Nr. 1 ), 

Betriebssteuern (Nr. 3), Mehrkosten für die Errichtung, Zahlungen an Städte oder 

Gemeinden nach Maßgabe von § 5 Abs. 4 StromNEV (Nr. 8b ), betrieblichen und 

tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, 

soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2008 abgeschlossen worden sind 

(Nr. 9), der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstätigkeit 

(Nr. 10), der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von 

Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzbereich beschäftigten 

Betriebsangehörigen (Nr. 11 ), Forschung und Entwicklung nach Maßgabe des § 

25a ARegV (Nr. 12a) sowie Kosten und Erlöse nach§ 11 Abs. 2 S. 2 und 4 ARegV 

wurden vom Netzbetreiber gemäß§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 1. HS ARegV jeweils auf 

die im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten angepasst. 
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2.3.1.2.1. 	 Gesetzliche Abnahme- und Vergütungspflichten 

(Nr. 1) 

Gemäß dem Bericht nach§ 28 StromNEV über die Anpassung der Erlösobergrenze 

und der Ermittlung der Netzentgelte vom 21.12.2017, wurden in der Position „Ent­

schädigungen nach§ 15 Abs. 1 und 2 EEG (Nr. 17)" Ist-Kosten für Einspeisema­

nagement aus dem Jahr 2016 in Höhe von-berücksichtigt. Dieser Betrag 

wurde aus der Position der Plan-Kosten umgebucht. Die Position wird um 

erhöht. 

2.3.1.2.2. 	 Konzessionsabgaben (Nr. 2) 

Der Netzbetreiber gibt in seinem Bericht die Konzessionsabgaben mit an. Die 

Position wird entsprechend kosten- und erlösseitig auf den Betrag gekürzt. Diese hat kei­

nerlei Auswirkungen auf die Höhe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten, da sich die 

Kosten und Erlöse auf null saldieren. 

2.3. Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 

13, 16 und 17 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2, 2. HS 

ARegV) 

Kosten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), für die Nachrüstung aufgrund der 

Systemstabilitätsverordnung (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 ARegV), aus genehmigten 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr.. 6 ARegV), der 

Auflösung des Abzugsbetrags nach§ 23 ARegV (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6a ARegV), 

aus vermiedenen Netzentgelten (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV), aus der Auflösung 

von Netzanschlusskostenbeiträgen und Baukostenzuschüssen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 

13 ARegV), sowie aus Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die 

Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 EEG erfüllen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 17 ARegV) 

wurden vom Netzbetreiber auf Basis von Plankosten gemäß§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 

ARegV angepasst. 

1.3 	
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2.3.1.3.1. 	 Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG 

(Nr. 17) 

Die in der Position enthaltenen Ist-Kosten aus dem Jahr 2016 in Höhe von 

-wurden in die Position „gesetzliche Abnahme- und Vergütungspflichten 

(Nr. 1)" umgebucht. Die Position wird um gekürzt. 

2.3.1.4 	 Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweite­

rungsfaktor) gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 10 ARegV (Eiweiterungsfaktor) 

gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst (Aktenzeichen BKB-17/1832-21). 

Daher ist diese Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in 

der Anlage 3a berücksichtigt worden. Abweichungen des von der Beschlusskam­

mer ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der An­

lage 3a zu entnehmen. 

Der genehmigte Eiweiterungsfaktor-Betrag für das Jahr 2018 beträgt 

2.3.1.5 	 Anpassung nach Maßgabe des § 19 ARegV (Qualität­

selement) gemäß § 4 Abs. 5 ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 19 ARegV (Qualitätselement) 

gemäß § 4 Abs. 5 ARegV angepasst (Aktenzeichen BK8-17 /1832-81 ). Daher ist 

diese Anpassung bei der Berechnung der zulässigen Erlösobergrenze in der 

Anlage 3a berücksichtigt worden .. Abweichungen des von der Beschlusskammer 

ermittelten Wertes zu den Angaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 

3a zu entnehmen. 

Die genehmigte Anpassung des Qualitätselementes beträgt für das Jahr 2018 

-366.048 €. 
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2.3.1.5.1. Volatile Kosten 

In der Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die zweite Regulie­

rungsperiode Strom (2014 bis 2018) mit dem Aktenzeichen BKB-15/1832-11 

wurde eine Verlustenergiemenge von 399.257.543 kWh bei Verlustenergiekosten 

in Höhe von 21.656.561 €festgestellt. Bei Anwendung des jährlichen Referenz­

preises ergeben sich folgende Anpassungen der volatilen Kosten . 

. Volatile Kös- .·.·. Vofätile K:osteh> 
· · ··. < ··•··.··• .·.. ··• ·.·· ..··.·. • •.. < < • t~rftf~fAcl~- < .· tl~~ ö~iraBHj<

pr~i~ > .·. ·.·. ·. ·.·. · ·· ·· < > < · • • ·• · •·· · ··· ·• · • > ·•· •.• ·· ·.·•· < • .· ·· ··•··. > < .·•• 

.> g~hg~hasis·•··. . ···.•····•·•··••iitur1g!>jä.hr /·.·..·.·. 

2018 30,33 €/MWh 21.656.561 € 12.109.481 € 9.547.080 € 

Gegenüber der Angabe des Netzbetreibers wird die Position um 278 € gekürzt. 

2.3.1.6 	 Anpassung nach Maßgabe des § 5 ARegV (Saldo des 

Regulierungskontos) gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1a 

ARegV 

Die Erlösobergrenze wurde nach Maßgabe des § 5 ARegV gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 

Nr. 1a ARegV angepasst. Hinsichtlich der Kalenderjahre 2013 bis 2016 erfolgten 

durch die Beschlusskammer zunächst eine vorläufige und schließlich eine endgül­

tige Bestimmung der Salden und der Verteilung auf sechs Kalenderjahre durch Zu­

und Abschläge auf die Erlösobergrenze gern. § 34 Abs. 4 ARegV (Az. jeweils BKB­

17 /1832-01 ). Maßgeblich für die Bestimmung der zulässigen Erlöse für den Saldo 

des Jahres 2018 ist der endgültige durch die Beschlusskammer festgelegte Zu­

bzw. Abschlag. Etwaige Abweichungen des von der Beschlusskammer festgestell­

ten Auflösungsbetrag aus dem Regulierungskontosaldo 2013 bis 2016 zu den An­

gaben der Antragstellerin sind ebenfalls der Anlage 3a zu entnehmen. Der in der 

Anlage 3a ausgewiesene Wert enthält zudem den Saldo des Regulierungskontos 

für die Jahre 2009 bis 2012, der mit der Festlegung der Erlösobergrenzen für die 

zweite Regulierungsperiode bestimmt wurde. 
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2.3.1.7 Anpassungen aufgrund von Mehr -oder Mindererlö­

sen nach § 34 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 11 StromNEV 

(analog) 

Die Antragstellerin hat in der Position einen Betrag in Höhe von berück­

sichtigt. Hierbei generiert die Antragstellerin einen Abschlag der Preisobergrenze 

aufgrund des geplanten Roll-out von Smart Metern für das Jahr 2018. Die Be­

schlusskammer hat den Betrag nicht angesetzt, da der Sachverhalt des Smart Me­

ter Roll-out im Abschnitt 2.5 gewürdigt wird. 

2.3.2 Erzielbare Erlöse 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz zwischen den nach§ 4 ARegV zu­

lässigen Erlösen und den von der Antragstellerin unter Berücksichtigung der tat­

sächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen im Regulierungskonto zu erfas­

sen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsächlich im jeweiligen 

Jahr durchgeleiteten Absatzmengen und Leistungswerten mit den zuvor im Rahmen 

der Verprobungsrechnung gemäß § 20 StromNEV ermittelten Entgelten. Bei der 

Bestimmung der erzielbaren Erlöse ist somit auf die tatsächlich physikalisch durch­

geleiteten Mengen und die in Anspruch genommenen Leistungen abzustellen, un­

abhängig davon, ob Forderungen uneinbringlich waren oder Rabatte gewährt wur­

den. 

Die Antragstellerin hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderli­

chen tatsächlich erzielbaren Erlöse des abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen 

der Antragstellung der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich die 

in Anlage 2 dargestellten erzielbaren Erlöse. 

Die Antragstellerin hat unter den Aktenzeichen BKB-11/1832-13 und BKB-14/1832­

13 zur Umsetzung höchstrichterlicher Rechtsprechung sowie Korrektur einer Fehl­

buchung öffentlich-rechtliche Verträge mit der Bundesnetzagentur geschlossen. 
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2.4 

Durch diese Verträge wurden die der jährlichen Entgeltbildung zu Grunde zu legen­

den Beträge geändert. Diese Beträge sind im Regulierungskonto beim Abgleich mit 

den erzielbaren Erlösen zu berücksichtigen. Dementsprechend sind die erzielbaren 

Erlöse der Antragstellerin um die sich aus den öffentlich-rechtlichen Verträgen er­

gebenden Beträge zu korrigieren. 

Differenz aus Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 

und 17 ARegV 

Nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 01. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung 

von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 

6a, 8, 13 und 17 ARegV auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze 

Anwendung finden soll. 

Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Planansätze 

sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten gegenüberzustel­

len. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß§ 5 Abs. 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen. 

Die Antragstellerin hat die tatsächlich entstandenen Kosten und Erlöse gemäß § 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV aus 

a) der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen, 

b) der Nachrüstung nach SysStabV, 

c) genehmigten Investitionsmaßnahmen nach§ 23 ARegV, 

d) der Auflösung des Abzugsbetrags nach§ 23 ARegV, 

e) vermiedenen Netzentgelten, 

f) der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und 

Baukostenzuschüssen, 
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g) Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 EEG, die die Voraussetzungen des 

§ 15 Abs. 2 EEG erfüllen, 

übermittelt.1 

In der Anlage 2 werden diese Werte den von der Beschlusskammer ermittelten 

Werten gegenübergestellt. 

2.4.1 Genehmigte Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV 

Der Netzbetreiber hat nach Maßgabe des § 23 ARegV Anträge auf Genehmigung 

von Investitionsmaßnahmen gestellt, welche von der Beschlusskammer 4 geneh­

migt wurden. Die aus diesen Projekten resultierenden Kapitalkosten wurden als 

Plankosten in der Erlösobergrenze des Netzbetreibers berücksichtigt. 

Mit Schreiben vom 29.10.2019 hat die Beschlusskammer 4 dem Netzbetreiber das 

Ergebnis der Ist-Kostenabrechnung mitgeteilt. Das Aktenzeichen BK4-08-164 wird 

vollständig in der Position „2.2.1.2.2 Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 

2a ARegV" abgebildet. 

Aktenzeichen·.·..· 
.··· ..•· . .. > > 

•.... ·< lst;.Kosten .·.·•···•···• •· .·.· 
. . < · ~vf.Je-> ·... ··· ·.•.·•.··· \ >lst-Kosten.i \•.••·····••· 

„BNE!tiA~ . > · •·· · 
~bW~i~l1üf1g > •· 

BK4-08-164 -428.596 € 0€ -428.596 € 
BK4-10-152 1.495.238 € 1.495.238 € 0€ 
BK4-13-263 851.913 € 851.913€ 0€ 
BK4-13-581 1.304.402 € 1.304.402 € 0€ 
BK4-13-582 689.165 € 689.165 € 0€ 
BK4-13-583 1.744.015 € 1.744.015 € 0€ 
BK4-16-153 132.186 € 132.186 € 0€ 

5.788.322€ 6.216.918 € -428.596 € 

1 Bei der Bestimmung der auszuzahlenden vermiedenen Netzentgelte ist ab dem Kalenderjahr 2018 nach 
Maßgabe des § 18 StromNEV i.V.m. § 120 EnWG das Schattenpreisblatt des j eweiligen vorgelagerten Net z­
betreibers zu Grunde zu legen (vgl. Hinweise der Beschlusskammer 8 zur Anpassung der Erlösobergrenze}. 
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2.4.2 Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 ARegV 

Die Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Abs. 2a ARegV gilt, gern. § 11 Abs. 2 

Nr. 6a ARegV, als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenposition. Nach dieser Vor­

schrift sind die in den letzten drei Jahren der Genehmigungsdauer der Investitions­

maßnahme entstandenen Betriebs- und Kapitalkosten, die auf Grund der Regelung 

nach§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV, sowohl im Rahmen der genehmigten Investiti­

onsmaßnahme, als auch in der Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 1 der folgenden 

Regulierungsperiode berücksichtigt werden, als Abzugsbetrag in Höhe von 

- 428.596 € im Jahr 2018 zu berücksichtigen. 

3.117.629 € 2.823.730 € 2.630.558 € 8.571.918 € 

2.4.3 Vermiedene Netzentgelte 

Der Netzbetreiber hat gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV bei der Anpassung der 

für das Jahr 2018 Kosten aus vermiedenen Netzentgelten im Sinne von § 18 Strom­

NEV (Entgelt für dezentrale Einspeisung), § 57 Abs. 3 EEG und §§ 6 Abs. 5 und 13 

Abs. 5 KWKG in Höhe von berücksichtigt.

Bei der Ermittlung der Kosten sind seit dem Regulierungskonto 2018 die Ausfüh­

rungen des Netzentgeltmodernisierungsgesetzes (NeMoG) zu beachten. Für die Er­

mittlung der vermiedenen Netzentgelte ist vom aktuell gültigen Entgelt des Netzbe­

treibers und den Entgelten des Referenzpreisblattes das günstigere Entgelt heran­

zuziehen. Ob das Referenzpreisblatt oder das allgemeine Preisblatt heranzuziehen 

ist bestimmt sich auf Grundlage der Erlöse wie sie sich mit dem jeweiligen Preisblatt 

ergeben würden. 

Zwischen der Betrachtung des Netzbetreibers und der Bundesnetzagentur haben 

sich nachfolgende Differenzen ergeben. Es wird auf die Berechnung der Bundes­

netzagentur abgestellt. 
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2.5 
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·· · ····· · ·.· ·.·. ·.. VNB BNetzA 
Ebehe Ä...nla.<·ge.11.t.. ·.YP<..<i:::··· ··. ··.·.· .·····ALer····biseti~t···".·.9 ·.···· t.P : l..P > 

: > < A'f> . i) AP.> 
NS EE ­ nicht volatil 116,31 135,45 

0,71 0,53 
NS EE - Bestand volatil 77,54 90,30 

0,47 0,35 
NS KWK 116,31 135,45 

0,71 0,53 
MS/NS 94,36 135,90 

EE - nicht volatil 0,79 0,25 

MS/NS EE - Bestand volatil 

MS/NS 

Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den 

in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu­

lierungskonto darüber hinaus die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei 

effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs, zu 

dem auch die Messung gehört, und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich ent­

haltenen Ansätzen einbezogen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl 

der Anschlussnutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber 

durchgeführt wird, verursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Mess­

stellenbetrieb von modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen 

im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. 

Gemäß§ 5 Abs. 1 S. 4 ARegV in der Fassung vom 29.08.2016 wird in das Regu­

lierungskonto auch die Differenz einbezogen, die durch Maßnahmen des Netzbe­

treibers im Zusammenhang mit § 40 Abs. 2 S. 3, Abs. 3 S. 1 und 2 EnWG in Ver­

bindung mit § 55 Abs 1 Nr. 4 oder Abs. 2 des MsbG verursacht wird, soweit der 

Netzbetreiber für die Durchführung zuständig war. 

Nach § 7 Abs. 2 MsbG sind die Kosten des Messstellenbetriebs von modernen Mes­

seinrichtungen und intelligenten Messsystemen nicht mehr in der Erlösobergrenze 

und den Netzentgelten des Netzbetreibers zu berücksichtigen, sondern dem grund­

zuständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelligente 



Messsysteme zuzuordnen. Die Kosten für die Abrechnung der Netznutzung von 

modernen Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen verbleiben beim 

Netzbetreiber und sind weiterhin Bestandteil der Netzentgelte. 

In das Regulierungskonto sind gemäß§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV Kostendifferenzen 

einzubeziehen, die sich durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer im Bereich 

des konventionellen Messstellenbetriebs ergeben. Durch den Austausch von kon­

ventionellen Messeinrichtungen gegen moderne Messeinrichtungen und intelligente 

Messsysteme reduziert sich die Anzahl der Anschlussnutzer, die dem Bereich des 

konventionellen Messstellenbetriebs und damit dem Netzbetreiber zuzuordnen 

sind, während die Anzahl der Anschlussnutzer, die vom grundzuständigen Mess­

stellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme be­

treut werden, steigt. Folglich reduzieren sich die Kosten des Netzbetreibers für den 

konventionellen Messstellenbetrieb im Vergleich zu den in der Erlösobergrenze ent­

haltenen Ansätzen. 

Die Antragstellerin hat die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstel­

lenbetrieb übermittelt. 

Hiernach haben sich Differenzen ergeben. 

Des Weiteren teilte der Netzbetreiber mit, dass bis zum 31.12.2018 im Netzgebiet 

neun moderne Messeinrichtungen verbaut worden seien. Hierbei hat die Beschluss­

kammer in einem ersten Schritt die Differenz der Zahl der Anschlussnutzer, bei de­

nen der Zähler durch eine moderne Messeinrichtung im Sinne des § 2 Nr. 15 MsbG 
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i.V.m. § 61 Abs.1 Nr. 4 MsbG (Speichertiefe für moderne Messeinrichtungen) oder 

ein intelligentes Messsystem im Sinne des § 2 Nr. 7 MsbG ersetzt wurde, ermittelt. 

Dabei wurde der Anfangsbestand der intelligenten Messsysteme und moderner 

Messeinrichtungen mit „O" angesetzt. Damit wird sichergestellt, dass die Gesamt­

zahl der intelligenten Messsysteme und moderner Messeinrichtungen, die bis zum 

31.12.2018 eingebaut wurden, zu einer Verringerung der Erlösobergrenze führt. 

Anschließend wird diese Differenz mit dem Preis für den Eintarifzähler (Haushalts­

zähler) multipliziert. Dieser Wert fließt als Kostenminderung in die Ermittlung des 

Regulierungskontosaldos ein. Die Zähler, die aus der Erlösobergrenze herausfallen, 

werden dabei pauschal mit dem günstigsten Preis für den Messstellenbetrieb und 

die Messung bewertet. 

Aufgrund des frühen Stadiums des Rollouts und zahlreicher offener Fragen erkennt 

die Beschlusskammer ohne weiteren Nachweis bis zu 25 % der Kosten für an den 

grundzuständigen Messstellenbetreiber für moderne Messeinrichtungen und intelli­

gente Messsysteme abgehende Kosten als Systemkosten des Netzbetreibers an, 

die nicht aus den Erlösobergrenzen herausgelöst werden. Anhand dieser Pau­

schale wird einerseits berücksichtigt, dass ein großer Teil der Kosten einer ausge­

tauschten Messeinrichtung beim Netzbetrieb nicht mehr anfällt, andererseits ge­

wisse Kosten beim Netzbetreiber zumindest vorübergehend verbleiben können. Die 

Beschlusskammer behält sich vor, in Folgejahren insbesondere aufgrund neuer Er­

kenntnisse bei der künftigen Bestimmung von Regulierungskontosalden auch ab­

weichende Prüfansätze zu wählen. Angesichts der möglichen gemeinsamen Wahr­

nehmung der Marktrollen des Verteilernetzbetreibers und grundzuständigen Mess­

stellenbetreibers für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme 

sind Schlüsselungen der Kosten auf beide Rollen möglich. Es sind EDM- und Zäh­

lermanagementsysteme am Markt verfügbar, die aufgrund der nicht erforderlichen 

informatorischen Entflechtung zwischen den Marktrollen innerhalb des Verteiler­

netzbetreibers auch nicht zu zusätzlichen Lizenzgebühren o.ä. führen. 
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2.6 Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

Der ermittelte Saldo wird annuitätisch über drei Jahre durch Zu- und Abschläge auf 

die Erlösobergrenze verteilt. 

Der Saldo des Regulierungskontos zum 31.12.2018 wird durch die Einzelbeträge 

hinsichtlich 

a) 	der Abweichung zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV, 

b) der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten nach § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 4 bis 6a, 8, 13 und 17 ARegV und den in der kalenderjährlichen Erlös­

obergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV, sowie 

c) 	den veränderten Kosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des 

§ 5 Abs. 1 S~ 3 und 4 ARegV 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage 2 sind die unverzinsten Differenzen zu entnehmen. Die Verzinsung er­

folgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jährlich durchschnittlich gebun­

denen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jah­

resendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen 

Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländi­

scher Emittenten ( 1 ,34 %). 

Die sich danach für die Jahre 2020 bis 2022 ergebenden Zu- bzw. Abschläge auf 

die Erlösobergrenze sind Anlage 1 zu entnehmen. 

3. 	 Entfall der vorläufigen Anordnung 

Die Beschlusskammer hat am 13.09.2019 (Az. BKB-19/01832-01) eine vorläufige 

Anordnung zur Auflösung des Regulierungskontosaldos des Jahres 2018 getroffen. 
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Die vorläufige Anordnung tritt mit der Wirksamkeit dieser abschließenden Entschei­

dung außer Kraft. 

4. Rückwirkende Festlegung 

Die rückwirkende Festlegung der Auflösung des Regulierungskontosaldos nach 

dem 01.01.2020 ist zulässig. 

Der sachliche Grund für das Absehen von einer Festlegung bereits im Jahr 2019 

liegt u.a. darin begründet, dass in zahlreichen Fällen für die Prüfung des Regulie­

rungskontos vorgreifliche Verfahren der zweiten Regulierungsperiode (Erweite­

rungsfaktoren, Netzübergänge etc.) noch nicht abgeschlossen waren. Zur Wahrung 

einer einheitlichen Prüfungspraxis hat die Beschlusskammer daher von einer früh­

zeitigen Genehmigung der Regulierungskonten abgesehen. 

Die rückwirkende Festlegung in Bezug auf die Erlösobergrenze 2020 verstößt ins­

besondere nicht gegen§ 21a Abs. 5 S. 4 EnWG. Das Regulierungskonto wird gern. 

§ 5 Abs. 1 S. 1 und 5 ARegV ohnehin primär durch den Netzbetreiber geführt. Durch 

den stets vor dem 30.06. eines Kalenderjahres der Regulierungsperiode veröffent­

lichten Erhebungsbogen zum Regulierungskonto war der Netzbetreiber stets recht­

zeitig zur Preisbildung (01.01. des Folgejahres) in der Lage, die preisbildenden Be­

standteile aus der Auflösung des Regulierungskontos für sich zu bestimmen und 

konnte diese somit seiner Entgeltbildung des Jahres 2020 zu Grunde legen. 

Durch die Veröffentlichung der Hinweise zur Anpassung der Erlösobergrenze waren 

dem Netzbetreiber dabei auch die wesentlichen Rechtspositionen der Beschluss­

kammer im Hinblick auf die Berücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung bestimm­

ter Kosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile i.S.d. § 11 Abs. 2 

ARegV bekannt. 

Die Systematik der ARegV sieht einen festlegungsfreien Zeitraum nicht vor. Die 

Festlegung der Auflösungsbeträge aus dem Regulierungskonto für die Jahre 2020 

bis 2022 hätte danach grundsätzlich im Jahr 2019 erfolgen sollen. Gleichwohl ist 

eine rückwirkende Festlegung zulässig. Nach Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie 
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2009/73/EG sind die Regulierungsbehörden befugt, vorläufig geltende Übertra­

gungs- und Verteilungstarife festzulegen oder zu genehmigen und über geeignete 

Ausgleichsmaßnahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzö­

gert. Wenn aber vorläufige Regelungen im Zusammenhang mit der Festlegung der 

Erlösobergrenze für ein Kalenderjahr zulässig sind, muss auch eine rückwirkende 

endgültige Festlegung von Erlösobergrenzen zulässig sein (vgl. OLG Düsseldorf, 

Beschluss vom 14. September 2016, Vl-3 Kart 175/14 M. Rn. 118 ff., juris). 

Angesichts der dargestellten Umstände erachtet die Beschlusskammer die rückwir­

kende Festlegung als vom Ermessen gedeckt. 

Vorliegend überwiegt das Interesse der Allgemeinheit an der (rückwirkenden) Fest­

legung zur Auflösung der Regulierungskontosalden. Die gegen die rückwirkende 

Festlegung sprechenden Prinzipien des Vertrauensschutzes hat die Beschlusskam­

mer demgegenüber im konkreten Fall als nachrangig bewertet. 

Dem Netzbetreiber war zudem vorab bekannt, dass eine Festlegung der Beschluss­

kammer zur Genehmigung des Regulierungskontosaldos erfolgen wird und in.soweit 

eine nachträgliche Korrektur der selbständig angepassten Erlösobergrenzen des 

Jahres 2020 erfolgen kann. Bereits mit den Hinweisen für die Festlegung der Erlös­

obergrenzen für das Jahr 2020 hat die Beschlusskammer darauf hingewiesen, dass, 

sofern noch keine Bescheidung des gestellten Antrags erfolgt ist, der Antragswert 

bzw. der Wert gemäß der vorläufigen Anordnung für die Anpassung anzusetzen ist. 

Zudem hat die Beschlusskammer in der vorläufigen Anordnung im Jahr 2019 noch­

mals klargestellt, dass mögliche Abweichungen der endgültigen von der vorläufigen 

Entscheidung sachgerecht über die Methodik des Regulierungskontos ausgegli­

chen werden können. Dies betrifft die künftigen Genehmigungsverfahren zu den 

Regulierungskonten des Jahres 2020. 

Die Entscheidung ist auch verhältnismäßig . Die Entscheidung dient dem Zweck, 

entsprechend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV für die 

Jahre 2020 bis 2022 Auflösungsbeträge aus dem Regulierungskontosaldo festzule­

gen. Die rückwirkende Festlegung ist hierzu geeignet, insbesondere werden 

dadurch folgerichtige Saldierungen in den Jahren 2020 bis 2022 ermöglicht. Die 

rückwirkende Festlegung ist auch erforderlich, da ein gleich geeignetes, milderes 
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Mittel nicht zur Verfügung steht. Die Entscheidung ist schließlich auch angemessen. 

Das Interesse des Netzbetreibers, für den Zeitraum der Rückwirkung keinen weite­

ren Vorgaben gemäß dieses Beschlusses zu unterliegen, muss aus Sicht der Be­

schlusskammer hinter dem Interesse der Allgemeinheit an einer sicheren, preis­

günstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit 

Elektrizität zurückstehen. Die zahlreichen nachträglichen Korrekturen einzelner Un­

ternehmen im Verwaltungsverfahren zeigen zudem, dass es vielfach auch im Inte­

resse der Netzbetreiber selbst ist, nachträglich noch eine Entscheidung zu treffen. 

III. Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

IV. Anlagenverweis 

Die Anlagen 1 bis 3c sind Bestandteil dieses Beschlusses. 

Anlage 1 Auflösungsplan und Auszug 

Anlage 2 Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA 

Anlage 3a Vergleich der Erlösobergrenzenbestandteile 

Anlage 3b Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten 

Anlage 3c Netzveränderungen 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Be­

schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Haus­

anschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Be­

schwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsa­

chen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Be­

schwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt 

unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung(§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Vorsitzender 

Bourwieg 

Beisitzerin 

Dr. Heimann 

Beisitzer 

Albrecht 
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Auszug des Regulierungskontos für 2018 
·Herleitung des Saldo und Auflösungsplan-

Differenz 

erzielbare Erlöse 365.844.811 
Er1ösobergrenze (EOG) gemäß § 4 ARegV § 5 Abs. 1 Satz 1 AAegV 

Verzichtsbetrag in der Verprobung 0 

Differenz -4.644.096 

tatsäehlich entstandene Kosten 140.170.229 
Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 141.625.716
gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AAegV 

-1.4!;5.487Differenz 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV 
Kostenveränderung Messung I Messstellenbetrieb 
inkl. Maßnahmen gern.§ 21b EnWG 

tatsächlich entstandene Kosten 

in EOG enthaltene Ansätze 

tatsäehlich entstandene Kosten 
Vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV,

§ 5 Abs. 1 Satz 2 AAegV in EOG enthaltene Ansätze 
§ 35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G 

Differenz 

tatsächlich entstandene Kosten 6.216.918 
Kapitalkosten aus genehmigten 1nvestilionsmaßnahmen 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 5.564.234
nach § 23 AAegV 

Differenz 632.684 

tatsächlich entstandene Kosten -428.596 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Auflösung des Abzugsbetra.gs nach § 23 Abs. 2a ARegV in EOG enthaltene Ansätze -428.596 

Differenz 0 

tatsächlich entstandene Kosten 0 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV Entschädigungen nach § 15 Abs. 1 und 2 EEG in EOG enthaltene Ansätze 805.512 

Differenz -805.512 

tatsächlich entstandene Kosten -10.912.778Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und 
Baukostenzuschüssen nach§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 i.V.m.§ 5 Abs. 1 Sa!z 2 AAegV in EOG enthaltene Ansätze -10.686.498 
S. 2 SlromNEV Differenz ·226.280 

Summe aus Einzeldifferenzen 308.221 

Endbestand (" Saldo aus Einzeldifferenzen) 

Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand 

Anzuwendender Zinssatz gemäß § 5 Abs. 2 ARegV 

Verzinsung 

Saldo Regulierungskonto ( : Jahresendbestand + Verzinswig) 

Annultlllische Berücksichtigung in der Erlösobergrenze 

Auswirkung auf die Er1ösobergrenze 

Anlage 1 - Aunosungsplan und Auszug TEN TMringer Energienelle GmbH & Co. l<G /1:4: 9K6-19/01B32-01 
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Anlage 2 - Vergleich der Werte von Netzbetreiber und BNetzA TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co. KG Az: BKS-19/01832-01 

Vergleich der Netzbetreiberangaben und der von der Bundesnetzagentur ermittelten Werte gem. § 5 Abs. 1 ARegV des Jahres 2018 


nach § 4 ARegV zulässige Erlöse 

§ 5 Abs. 1 Satz 1 ARegV IErlösobergrenze (EOG) gemäß§ 4 ARegV 
erzielbare Erlöse 385.844.811 385.844.811 0 
Verzichtsbetrag in der Verprobung .. .· ·. . . 0 0 
Differenz -3.795.360 -4.644.096 -848.735 

!Erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter 
tatsächlich entstandene Kosten 140.170.230 140.170.229 0 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 141.625.716 141.625.716 0
Netzebenen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV 

Differenz -1.455.487 -1.455.487 0 

1 
vermiedene Netzentgelte im Sinne von §18 StromNEV. § 

tatsächlich entstandene Kosten 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 

35 Abs. 2 des EEG und § 4 Abs. 3 des KWK-G 
Differenz 

IKostenveränderung Messung I Messstellenbetrieb 
tatsächlich entstandene Kosten 

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ARegV in EOG enthaltene Ansätze inkl. Maßnahmen gern.§ 21b EnWG 
Differenz 

. . . . i tatsächlich entstandene Kosten 5.788.322 6.216.918 428.596 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV IKapttalkosten aus genehmigten lnvestit1onsmaßnahmen r EOG th lt A 'tz 5.155.639 5.584.234 428.595 nach§ 23 ARegV 1n en a ene nsä e 

!Differenz 632.683 632.684 0 

tatsächlich entstandene Kosten 0 -428.596 -428.596 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV IAuffösung des Abzugsbetrags nach§ 23 Abs. 2a ARegV in EOG enthaltene Ansätze . .:: .. „ . ·:: -428.596 -428.596 

Differenz 0 0 0 

!tatsächlich entstandene Kosten 0 0 0 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV ·!Entschädigungen nach§ 15 Abs. 1 und 2 EEG in EOG enthaltene Ansätze 808.062 805.512 -2.550 

Differenz -808.062 -805.512 2.550 

Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und tatsächlich entstandene Kosten -10.912.778 -10.912.778 0 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV !Baukostenzuschüssen nach§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und 4 in EOG enthaltene Ansätze -10.686.498 -10.686.498 0 

i.V.m. S. 2 StromNEV Differenz -226.280 -226.280 0 

Summe aus Einzeldifferenzen 1 1.473.1101 308.2211 -1.164.889 
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Anlage 3a Vergleich der Ertösobergrenzen TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co. KG Az: BKS-19/01832·01 

Vergleich Erlösobergrenzenbestandteile 

Netzbetreiber BNetzA Abweichung 

2018 2018 absolut relativ 

Erlösobergrenze 384.666.804 381.200. 715 3.466.089 0,9% 

Formelbestandteile 

KAdnb 182.009.562 182.009.562 0 0,0% 

KAvnb 202.382.657 202.382.657 0 0,0% 

KAb 0 0 0 0,0% 

Anpassung VPl1 / VPl0 • PF1 -5.135.280 -5.135.280 0 0,0% 

Anpassung der Erlösobergrenze gern. EWF-Beschluss 13.519.673 10.752.605 2.767.068 25,7% 

Q-Element -336.048 -336.048 0 0,0% 

Volatile Kosten -9.546.802 -9.547.080 278 0,0% 

Saldo Regulierungskonto 5.340.190 4.351.447 988.743 22,7% 

Härtefall _o 0 0 0,0% 

Sonstiges 

MEA • 
Netzveränderungen gemäß § 26 Abs. 11 - V ARegV -11.932.530 -11 .932.531 1 0,0% 

Sonstiges • 0,0% 
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Vergleich VPI und dauerhaft nicht beeinnußbare Kosten 

Kalend..,..r 

Nttlbl'tnlber 

VPI Kaltndttjahr 

BNetzA 

VPI 
Abwitlehung 

l~ms...-en Bun....,,..wtOl!enliehtH 
e~ouchcrprc~dudnvorletzten 

Kalenderjahres \'04' dem JW, fOr das dit El1osobetgrenze 
201 6 107,40 2018 107,40 0,00% 

lt(!li B AReoV) 

Dau•ltl.tftnh

2·, 

2-2 

2·3 

2· • 

2·5 

2·6 

2·6a 

2·7 

2·8 

2·9 

2-11 

2· 12 

2 -12• 

2· 13 

2-14 

2- 16 

S3tZ 2 Nr, 1 

:htbeeinflussbare Kosten nach f 11 Abs. 2 ARegV 

Gesetdche Abnahme- und VergOtungs.pflic.hten 

Bclriebssteucm 

Plainwert 
Etfordettiche raanspruchnahme wrgctagen.er Nctr:cbcnen 

Plainwert 
NachrOstungvonWechs.elrich~nach§ 10Abs.:.1 
S 1abV 

Genehmigte ~vestilionsrMBnllimen nach§ 23 ARegV 

AuflOsung desAbzu;sbe'b'15J$ nld1§23 Abs. 2a ARegV 

Mchrkoslen rar die Etrii:htung. den Betrieb und die 
And~ng von Etdkaber. 

PIAnwert 
VerlT'ltdene Neuentgette lm Sinne wn § 18 StromNEV, § 
35Abs . 2dnEEGund 4Abs.3dest'Y'JK~ 

Zahlur'lgcn „ St.adle oder Gtmeiiden nach MaßgabeY<>n 
§ 5 Abs. 4 StromNEV 

Betlicbkhe und tarifver1raghche Veteinbarun~ Z1J 

Lohnnlulz· und Ver60fgung\/ei5tungen (Ab$d\l.IS$ VOf 

31.12.2008) 

Berufsou"Sbidung und Weit~ng im UntemthtnM und 
V1)ft 8&1rieösldndertagH.~en l'Or Klider det Im 
Netzbereich beschafti en Betriebsai 

Entsehekl.!ngen Ober gtenz('j)erschreilende 
Kostenaufteilungen nach Art 12 der VO (EU)347t20 13 

FoBo:hung und En?Y.it!Wng nach Maßgabe des.§ 25a 
ARegV 

A.u8osung V1)ft BKZ J Netzansch~stenbeitJagen in 
Verbindung mit d•Strom.'llEV 

Ausglflich1mech•nismus nach § 2 Abs. 4 Enl.AG 

dem rnanzJ&l!en Ausgleich nach § 17d Absatz. 4 des 
Energiowirtsct111ftsgeRtns • Umsctl\Jng des Otfshore­
Nettentwic:h:lm llM'1s 
Kepazitatsles.erw: nach§ 13e Abs. 3 EnWG, Stillegoog 
von Bntunkohlekraftwerken nach§ 13g EnWG sowie 
Netzltabilitatsanla en nach 13kEnWG 

Entschoelgungen r'lach § 15 Abs. 1 und 2 EEG 

Kori,>ensationstahllngen im Rahmen des 
Ausg!ei:hsmechani$m&Js nech Artikel 3 der Verordnung 
EG Nr. 1228/2003 

KQstm 
(EUR) 

ErllSH 
["EUR) 

Kos..., 
("EUR) 

BNelZA 

EIN!se 
("EUR) 

Abwek:hung 

1%1 

Setz 2 Nr 3 
Kosten ror die BeKhaft'ung dir Energie tu1 Erbmgung 
von Ausgleichsltisb.lngen, einschlelllich der Kosten ~die 
la'rtse' · e8Mdla1fun 
Kosten oder EllOs.e aus Maßnllimen Wies Betreibets von 
StromvCBOrgu~etzen, dit einer wi1cs.amen 
VerfehrenSI tictun unterf en 

Differenz l'Nisdien genehmigten V~ene1giekQQen und 
den ansatzfMigen Kosten 

!summe 182.009.5821 182.009.51521 



Anlage 3c Netzvetänden.mgen TEN ThOringer Energienetze GmbH & Co. KG l>z: BKB-19/01832-01 

Stammdaten de< Netz!'bergaige ZAJsammensetzung der EOGder NetzCbergaige nach§ 26 ARegV des Jah~ 2018 Daten der VerkJstenerule 

laufend Nelzverän
eNr. 

derung Name des Ct>ergehenden 
Datum des 

des Aklenzeichen Ne1zCber 
Netzm>e 

!Abgang/ Netzteils 
Zugang] 

gangs 
rgangs 

Erhöhung der Emöhung der 
vorf.ber­ nicht EOG-

dauerhaft vof'Ober­ gehend nlchl nicht abgebaulen erhOhung 

E~Oo-
nicht gehend nicht beeinftuss­ abgebaute beeinnuss-­ durch Oualittts- Volalile saldo 

beeinnuss­ beeinfluss­ baren beeinfluss­ baren Erweiterungs-
Ko 

0 

sten 
Regulierungs- Hänefall Sonstiges

obergrenze bare bare Kostenanteile bare Kostenanteile laldor (Inkl. element konto IEURJ !EUR] 
IEURJ 

Kostenanlei~ Kostenanteile durch Kostenanteile durch VPI !EUR] IEURI 
IEURJ 

IEURJ (EUR! (VP\NP~- IEURJ (VPl,IVPI, - abzgl. PI.) 
PFJ PFJ (EUR! 

(EUR] IEURJ 

Zu 
Zu 

Cbertragende 
Den Ober1ragende 

anerkannten Referenz- den anerkennte 
Kosten zu preis der anerkannten VolalieKosten fCW die 
Grunde Volatilen Kosten zu KoS1enBeschaffung liegender Kosten Grunde [EUR! 

von Vertust­
energle 

Preis 1€ / MWh] liegende 

IEURI 
lctlkWhl Menge 

!kWhl 

Summe: -11.932.531 ·12.820.007 325.296 601.662 -39.482 

Apolda: Herressen, Oberndorf, 

1 BK8-1611832-71 Netzabgang ROdigsdorf, Sehölen, 
Ot .01 .2012 

Ulenbach, 
Obcrroßla. Sulzbach 

2 BK6-1611632-72 Netzabgang Greiz: Moschwitz 01.01.2012 

Rudolstadt: Unlerpreilipp, 
3 BKB-1611632-73 Netzabgang Obcrprelllpp, Uchsledt. 01 .01.2012 

Keilhau 
Bad Langensalza: Aschara, 
Großwelsbach, Grumbach, 

4 BK8-1611832-74 Netzabgang Hennlngsleben, 01.01.2012
Mendoben, Nägelstedl, 
ThamsbrOck, Waktstedt. 
Wie-aleben, Zimmern 

5 BKB-1611832-75 Netzabgang Ilmenau: Manebach. 01 .01.2012 
Obergllrlltz 

6 BKB-16/1832-76 Netzabgana 
sonneberg: Höhnbaeh. 

01.01.2012
Unterllnd 

7 BKB-1611632-77 Netzabgang Amstadl: Rudisleben 01 .0t.2012 

8 BKB-1611832-78 Netzabgang Nordhausen: Petersdorf 01.01.2013 

9 BKS-1611832-79 Netzabgang 
Nordhausen: Rodishain. 

01.01.2013Stempeda 

10 BKS-1611632-710 Netzabgang Ilmenau: Heyda 01.01.2013 

11 BKS-1611832-711 Netzabgang 
Saalfeld: Cröslen, Beulwltz, 

01.01.2013
Wöhlsdorf Aue am Bem 
Weimar: Gsbemdorf, 

12 BKS-1611832-712 Netzabgang 
Gelmeroda, Niedergrunstedt. 01 .01.2013 
Possendorf, sooenbom, 
Taubach, Tl'Obsdorf 
Werraenergle: Sc.hweina. 

13 BK8-1611832-713 Netzabgang Stadtlengsleld, Gehaus, 01 .01 .2013 
Hohenwar1, MenzenC1raben 

Werraenergie: Floh, 
Hohlebom. 

14 BKll-1611832-714 Netzabgang Klclnschmalkaklen. Nesselhor, 01.01.2013 
Schnellbach, Seligenthal. 
Struth-Helmershof 

15 BK6-1611832-715 Netzabgang Sondershausen 01.01 .2013 

16 BKB-1611832-718 Netzabgang Gera 01.01.2013 

17 BK6-1611832-717 Netzabgang Suhl: Albrechts, Oietzhauscn, 01.01.2013
Vesser VVlchlshausen 

18 BKll-1611832-718 NelZabgang Jena 01.01.2013 

19 BKll-1611832-719 Netzabgang 
Zeulenroda: 

01 .01 .2013 
Klelnwolschcndorf Triebes 

20 BK8-1811632-720 Netzabgang 
Mt»llhausen: Saalreld, 

01.01.2013
GOnnar. Feichta. Schrölerode 
Neustadt a. d. Orla: 

21 BKll-1611632-721 Netzabgang Breitenhain, Strötlwitz, 01 .01 .2013 
Lichtenau Neunhofen Soma 

-1.364.832 -25.162.196 601.662 

-309 02• -341 .291 8.660 23.607 -53.551 5,42 30,33 -987.289 23.607 

-22.846 -25.119 637 1.635 -3.709 5,42 30.33 -66.380 1.635 

-35.152 -38.457 976 2.330 -5.285 5.42 30,33 -97437 2.330 

-296,620 -322.712 8.189 17.904 -40.813 5,42 30.33 -748.746 17.904 

-203.725 -222.578 5.648 13.203 -29.952 5,42 30,33 -552 21 2 13.203 

-97.848 -106.278 2.697 5.731 -13.000 5,42 30,33 -239,673 5.731 

-152.300 -160.391 4.070 4.021 -9. 122 5 ,42 30,33 -168.180 4.021 

-30.480 -32.335 820 1.034 -2.346 30,33 -43.280 1.034 

-37.376 -40 755 1.034 2.344 -5.3 18 30,33 -98.044 2.344 

-26 961 -29.781 755 2.045 -4.638 30,33 -65.516 2.045 

-67.551 -75.924 1.927 6,446 -14.623 30,33 -269.595 6.446 

-368.202 -398.811 10.119 20.490 -46.480 30,33 -856.9 16 20.490 

-527.202 -547,887 13.897 8.588 -14.943 30,33 -275.499 8.588 

-606.573 -632.905 18.059 8.273 -16.766 30,33 -345.974 6.273 

-771"980 -826.388 20.969 33.436 -75.851 30,33 -1.398.395 33.438 

-831.700 -693.6G4 22.676 39.289 -69.124 30,33 -1.643.094 39.289 

-300 812 -324.234 8.227 15.195 -34.469 30.33 -635 474 15.195 

-1.949 603 -2.066,979 52.448 104.410 -39.482 -236.648 30,33 -4.366.547 104.410 

-291 ,750 -314.547 7.981 14.815 -33,606 30,33 -619.595 14.815 

-106.934 -116 897 2.966 6.997 -15.873 30,33 -292.637 6.997 

-41.315 -45 624 1.158 3.152 -7. 149 30,33 -131.602 3.152 
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Anlage 3c Netzve'*iderungen TEN Thcringer Energienetze GmbH &Co. KG tu: BKB-1 9/01832·01 

Stammdaten derNetzöbergänge Zusammensetzung der EOG der Netz.Cbergange nach§ 26 ARegV des Jahres 2018 Daten der Vertus1energie 

Laurend 
Netzverän

eNr. derung Name des Cbergehenden 
Datum des 

des Aktenzeichen Nelzfber 
NetzCbe 

(Abgang/ Netzlells 
Zugang( 

gangs 
rgangs 

ErhOhung der Emohung der 
vol'(ber­ nicht EOG-

dauerhaft voti1>er­ gehend nicht nicht abgebauten erhöhung 

Erlös-
nicht gehend nicht beeinnuss­ abgebaute beeinnuss­ durch Saldo 

beelnnuss-­ beeinnuss­ baren beeinnuss­ baren Erweiterungs--
Qualitäts- Volatile 

Regulierungs-­ H1r1er.n Sonstiges obergrenze 
bare bare Kostenanteile bare Kostenanteile raktor (Inkl. 

element Kosten 
konto (EUR) (EUR)

(EUR) Koslenanteile Kostenantelle durch Kostenantelle durch VPI 
(EUR) (EUR) 

(EUR) 
(EUR) (EUR) (VPVVl'lo­ (EUR) (VPl,NPI. - abzgl. Pr.J 

PFJ PFJ [EUR) 
(EUR) (EUR) 

zu Zu 

cmertragenda 
Den Cbenragende 

anerkannten Referenz- den
anerkannte 

K~tenzu preis der anerkannten Volame
Kosten flr die 
Beschanung 

Grunde Vofalilen Koslen zu Kosten 

von Vertusl­ liegender Kqsten Grunde (EUR) 

enemie 
Preis (€ / MWh) Hegende 

(EUR( 
(ctlkWh) Menge 

(kWh) 

Summe: -11.932.531 -12.820.00 7 325.296 60 1.66 2 -39.482 -1.364.832 -25.162.196 601 .662 

Stockhausen, Wartha, 
GOfingcn, Neuenhof, HOrschel. 

22 BK8-16/1832-722 Netzabgang Hötzelsroda. S1edtrekl. 0 1.01.2014 -684.160 ·742.048 18.829 39.059 -88.602 30.33 · 1.633.477 39.059 
Madetungen, Slregda , 
Berteroda und Neukirchen 

23 BKB-1711832-71 Netzabgang . Vacha 0 1.01.2014 -424.350 -4 53.021 11.495 17.176 -38.964 30.33 -718.338 17.176 

24 BK8-17/1832-73 Netzabgang StadtrO<fa: Botlbcrg 01 .01.2014 -37.225 -40.386 1.025 2.136 -4.846 30,33 ·89.342 2.136 

25 BKB-1711832-74 Netzabgang 
Stadlroda: Gemewilz, 

01.01.2014 
HalnbOcht Podelsatz 

-61.782 -67.048 1.701 3.584 ·6.088 30.33 -149.068 3.564 

Schöng lelna, Mersdort, St. 

26 BKB-17/1832-75 Netzabgang GangloH. Reichenbach und 
01.01.2014Sehlelrl'eisen sowie in den 

-1.349.757 -1.476.352 37.461 89.134 -202.195 30.33 -3.727.685 89.134 

Städten Hermsdorf und Bü-gel 

27 BKB-1711832-78 Netzabgano Nordhausen: Henmannsacker 01 .01 .2014 -34.425 -36.767 933 1.409 -3.196 30,33 -58.924 1.409 

28 BKB-1711832-77 Netzabgang 
Meiningen: Herpf, Utendorf, 

01.01.2014 SChwarza, KOhndorf, Christas 
-275.550 -299.939 7.611 16 .778 -38.060 30.33 ·701.677 16.778 

29 BK8-17/1832-79 Netzabgang 
OslhessenNetz: Frauensee, 

01 .01.2014 
Merkers-Kieselbach Oomdorf 

-590.257 -813.780 15.574 7_949 -1 8.032 30.33 ·332.448 7.949 

Bad Colberg-Heklburg. 
Henlngen. SChlechtsa~. 

30 BK8-1711832-72 Netzabgang 
Ummerstadt, 

Ot.01.2015 Schweickertshausen, 
-436.826 -453.724 11.513 5.586 ·1 2.870 30,33 ·233.593 5.588 

Westhausen und 
Gomoertshausen 

31 BKB-1711832-78 Netzabgang Werraencrgte - Bad Salzungen 01.01.2018 -960.445 - 1.073.610 27242 85.923 -194.911 30.33 -3.593.399 85.923 
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Anlage 4 - Messstellenbetrieb TEN Thüringer Energienetze GmbH &Co. KG Az.: BK8·19/01832-01 

Ermittlung der Kostenveränderung im Bereich Messung und Messstellenbetrieb des Jahres 2018 

Für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung ents1el1ende Kosten des konven1ionellen Messstellenbetriebs 
(einschließlici'i Messung)(§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV). 

Dies entspricht den zulässigen Erlösen des konventionellen Messstellenbetriebs (einschließlich Messung) im 
Kalenderjahr unter Berücksichtigung der A!Jgänge von Anschlussnutzern, die zu anderen Messstellenbetreibern 
wechseln oder vom grundzuständigen Messstellenbetreiber für mooerne Messeinrichtungen und intelligente 
Messsysteme (gMSB für mME und iMSys) betreut werden. 

In der Erlösobergrenze 2018 enthaltener Ansatz der Kos1en des Mi!:isslellenb.etriebs feioschließlich MessunQ) 
Differenz 

davon durci'i Änderung der Zahl der Anschlussnutzer mit konventionellen Messgeräten verursacht, bei denen der 
Netzbetreiber Messung oder Messstellenbetrieb durcl1führt 

davon durch Änderung der Zahl der Anschlussnutzer verursacht, bei denen der Zähler durch eine moderne 
Messemnchlung im SinM des§ 2 Nr. 15 MsbG i.V.m. § 61 Abs.1 Nr. 4 MsbG (Speichertiefe f. mMEJ oder ein 
inlelligentes Messsystem 1m Sinne des § 2 Nr. 7 MsbG ersetzt wurde 

-
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